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Vier Tage später
versprach Bundesrat Ludwig von Moos noch für
dieses Jahr eine eidgenössische Frauenstimm-
rechtsvoriage
In der Nachmittagssitzung vom 5. März begrün-
dete Dr. Fritz Tanner (Landesring, Zürich) sei-
ne Motion, in welcher er den Bundesrat einlud,
ohne Verzug eine Vorlage zur Einführung des
Frauenstimm- und Wahlrechts vorzubereiten und
die Abstimmung darüber zu fixieren. Dazu er-
klärte er, dass er die Motion aus Anlass des
Jahres der Menschenrechte im Sommer 1968

eingereicht habe, also nicht etwa unter dem
Eindruck der Frauendemonstration vom vergan-
genen Samstag in Bern und auch nicht unter
dem Druck der progressiven Zürcher Frauen-
Befreiungs-Bewegung. Seit dem negativen Ver-
such, den Frauen das Stimmrecht zu geben,
seien
zehn Jahre verflossen,
und heute sollte es für die Männer eine selbst-
verständliche Pflicht sein, den Frauen das zu
geben, was ihnen längst gebühre. Ihm person-
lieh wäre es nämlich lieber, wenn der Bundes-
rat die Menschenrechtskonvention ohne Vorbe-
halt beim Frauenstimmrecht sowie bei den kon-
fessioneiieri Ausnahmeartikein unterzeichnen
könnte.
Bundespräsident von Moos erklärte sich bereit,
die Motion in Form eines Postulates entgegen-
zunehmen. Nachdem in einigen Kantonen in
den letzten Jahren das Frauenstimmrecht ein-
geführt worden sei, erachte der Bundesrat den
Zeitpunkt für gekommen, das Problem auf eid-
genössischer Ebene erneut aufzugreifen und
einer Lösung zuzuführen. Der Bundesrat werde
noch im Laufe des Jahres 1969 dem Paria-
ment den Entwurf zu einer Teilrevision der
Bundesverfassung im Sinne der Einführung des
Frauenstimm- und -Wahlrechts unterbreiten. Mit
dieser Erklärung
erfülle der Bundesrat den verbindlichen Auffrag
der im Nationairat vor drei Jahren gutgeheis-
senen Motion Schmitt (Genf) und nehme damit
auch den in der Motion Tanner enthaltenen
Gedanken positiv auf.

Die «Versorgten» — unsere
Schande
Zur Unterzeichnung der Wlenschenrechts-
konvention
Die Gesetzgebung «gewisser» Kantone, welche
die Zwangsversorgung von geistesgestörten und
verwahrlosten Personen vorsieht, rechnete der
Bundesrat «zu den gewissen Eigenarten des
schweizerischen Rechts», als er am 26. Okto-
ber 1962 seinen Bericht über die Beziehungen
der Schweiz zum Europarat vorlegte. Dank des
zarten internationalen Druckes, den die
Schweiz als Mitglied des Europarates zur Un-
terzeichnung der Menschenrechtskonvention
verspürt, hat sich das Gewissen wesentlich ver-
feinert. jedenfalls ist das «mea culpa» hinsieht-
lieh der administrativen Versorgung lauter und
deutlicher geworden. Man weiss heute allge-
mein, dass «Verschiedenes» nicht in Ordnung
ist — leider ist dieses weitgehend vom kanto-
nalen Recht geregelte Gebiet schwer über-
schaubar.
Dem Bericht des Bundesrates vom 9. Dezember
1968 über die Konvention zum Schutz der Men-
schenrechte und Grundfreiheiten ist folgendes
Geständnis zu entnehmen:
«Nach der Praxis des Bundesgeriohtes sind die
Kantone ermächtigt, die zur Aufrechterhaltung
der Ruhe und öffentlichen Sicherheit erforder-
liehen Massnahmen zu ergreifen und zwar un-
abhängig von den bestehenden straf- oder zivil-
rechtlichen Bestimmungen. Die Kantone haben
von dieser Ermächtigung weitgehend Gebrauch
gemacht. Sie haben gesetzliche Bestimmungen
erlassen über die administrative Verwahrung
von Personen, deren Verhalten geeignet ist, die
öffentliche Ordnung zu gefährden oder die öf-
fentiieh unterstützt werden müssen und sich
gleichzeitig weigern, eine ihren Fähigkeiten
entsprechende Tätigkeit auszuüben. Es ist zu-
zugeben, dass die diesen kantonalen Gesetzes-
bestimmungen zugrundeliegenden Beweggrün-
de einer administrativen Verwahrung durch die
Verwaltungsbehörden weit über das hinausge-
hen, was die Konvention als zulässig erachtet»
(S. 30).
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Art, 5 der Menschenrechtskonvention, welcher
das persönliche Recht auf Freiheit und Sicher-
heit behandelt, gestattet lediglich die rechtmäs-
sige Haft {Internierung) von solchen Personen,
die eine Gefahrenquelle für die Ausbreitung
ansteckender Krankheiten bilden, welche gel-
steskrank, Alkoholiker, rauschgiftsüchtig oder
Landstreicher sind. Wird die Freiheit durch
Festnahme oder Haft (Internierung) entzogen,
hat der Betroffene das Recht, ein gerichtliches
Verfahren zum Entscheid über die Rechtmäs-
sigkeit anzurufen. Jeder, der entgegen diesen
Vorschriften von Festnahme oder Haft (Inter-
nierung) betroffen worden ist, hat Anspruch auf
Schadenersatz (Art. 5, Abs. 1 e, Abs. 4 und 5).
Aus der administrativen Versorgung nach kan-
tonalen Gesetzen und Verordnungen ist regei-
massig der Geisteskranke ausgeklammert —
hierüber gelten mit Wirkung für die ganze
Schweiz die Bestimmungen des Zivilgesetzbu-
ches über Entmündigung und Vormundschaft,
Der oben zitierte Hinweis des bundesrätlichen
Berichts auf die nach kantonalem Recht mögli-
chen Fälle von administrativer Versorgung ist
nicht nur summarisch, sondern offensichtlich
unvollständig. Die weischen Kantone kennen
die Internierungsgründe der Prostitution, der
damit in Zusammenhang stehenden Erschei-
nungen und des öffentlichen Ärgernisses. In
den Kantonen der Innerschweiz gilt die admini-
strative Versorgung aus Gründen des Armen-
rechts. Eine ganze Reihe deutschschweizeri-
scher Kantone versorgen Müssiggänger und
Arbeitsscheue in Zwangsarbeitsanstalten, so-
fern befürchtet werden muss, sie würden trotz
bestehender Arbeitsfähigkeit der öffentlichen
Unterstützung zur Last fallen. Es ist Offensicht-
lieh, dass diese in der bundesrätilchen Bot-
schaft überhaupt nicht erwähnten Internie-
rungsgründe gegen Art. 5 Abs. 1 e der Men-
schenrechtskonvention Verstössen.
Noch schlimmer ist der Rückstand zahlreicher
Kantone im Hinblick auf die Vorschrift von Art.
5 Abs. 4 der Menschenrechtskonvention: Bei
jedem Freiheitsentzug durch Festnahme oder
Haft (Internierung) muss ein gerichtliches Ver-
fahren zur Verfügung stehen, um auf Begehren
des Betroffenen über die Rechtmässigkeit zu

entscheiden. Es gibt Kantone, die ein eigentli-
ches Ermittlungsverfahren in den Fällen admi-
nistrativer Versorgung überhaupt nicht kennen.
Damit ist jede Möglichkeit einer Kontrolle selbst
im verwaltungsinternen Instanzenzug ausge-
schlössen. Es gibt eine lange Reihe von Kan-
tonen, die zwar einen verwaltungsinternen In-
stanzenzug in Fällen der administrativen Ver-
sorgung kennen, aber das Ermittlungsverfahren
besteht im wesentlichen in Führungsberichten
der untern an die obere Behörde, ohne dass
verfahrensmässig die objektive Wahrheitser-
mitflung sichergestellt wäre. Regelmässig fehlt
der prozessuale Zeugenbeweis. Nur die Min-
derheit der Kantone gibt den Betroffenen die
Möglichkeit, den Internierungsbeschluss einer
Verwaltungsbehörde an ein Verwaltungsgericht
weiterzuziehen, und nur zwei Kantone sind be-
kannt, weiche durch ausschliesslich richterli-
che Instanzen über die Anordnung einer inter-
nierung entscheiden.

Mit dem Ungenügen der kantonalen Gesetze
und Verordnungen über die administrative Ver-
sorgung gegenüber den Ansprüchen von Art. 5
der Menschenrechtskonvention hat es nun aber
nicht sein Bewenden. Der im Mündigkeitsalter
stehende Bevormundete ist unter dem Titel der
Fürsorge in allen persönlichen Angelegenheiten
seinem Vormund unterstellt, der «nötigenfalls»
die Unterbringung in eine Anstalt anordnet
(ZGB Art. 406). Hiefür muss dieser die Zu-
Stimmung der Vormundschaftsbehörde elnho-
len (ZGB Art. 421 Ziff. 13), Trotz dieser bundes-
rätlichen Vorschriften ist der Bevormundete in
vielen Fällen hinsichtlich der Rechtsmittel weit
schlechter gestellt als der administrativ Ver-
sorgte. So kann zum Beispiel im Kanton Zürich
dieser letztere das Verwaltungsgericht zum Ent-
scheid über die Internierung anrufen — dem
Bevormundeten steht lediglich der Rekurs an
den Bezirksrat und an die Justizdirektion zur
Verfügung. Der Regierungsrat als oberste Be-
hörde im verwaltungsinternen Rekursverfahren
ist in solchen Fällen ausgeschlossen.

Angesichts des ungenügenden Rechtsschutzes
für administrativ Versorgte und internierte Be-
vormundete tönt der bundesrätliche Bericht in
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seiner Anpreisung der staatsrechtlichen Be-
sehwerde an das Bundesgericht als Ersatz
wenig glaubhaft. In der Botschaft vom 24.
September 1965 über den Ausbau der Verwal-
tungsgerichtsbarkeit im Bunde wird im Sinn
einer schweren Kritik an der staatsrechtlichen
Beschwerde ausgeführt:
«Die Anwendung kantonalen Rechts durch die
kantonalen Behörden überprüft das Bundesge-
rieht jedoch in konstanter Praxis grundsätzlich
nur auf Willkür hin und sogar von der Inter-
pretation kantonalen Verfassungsrechts durch
kantonale Instanzen weicht es nicht ohne Not
ab; eine Ausnahme macht es nach neuester
Praxis bloss für die Anwendung der in den
kantonalen Verfassungen enthaltenen Grund-
rechte. Ausserdem legt sich das Bundesgericht
oft grosse Beschränkung bei der Überprüfung
des Tatbestandes auf. Daraus ergibt sich, dass
die staatsrechtliche Beschwerde auch im Be-
reich des kantonalen Rechts nur ein unvoll-
kommener Ersatz für eine fehlende Verwal-
tungsgerichtsbarkeit ist.»
Ferner ist zu beachten, dass die aufschiebende
Wirkung einem nach kantonalem Recht allen-
falls möglichen Rekurs nicht ohne weiteres zu-
kommt; auf alle Fälle fehlt dieselbe im Hinblick
auf den staatsrechtlichen Rekurs an das Bun-
desgericht. Der bereits Internierte hat in seiner
Behinderung die grössten Schwierigkeiten, aus
eigener Kraft einen Anwalt zu seiner In te res-
senvertretung zu suchen. Ein amtlicher Vertei-
diger steht wohl dem Verbrecher im Strafpro-
zess, nicht aber dem administrativ oder durch
vormundschaftliche Anordnung Internierten zur
Verfügung. In der spärlichen Freizeit, welche
eine strenge Hausordnung gestattet, muss der
Internierte allein und ohne Rechtsbeistand eine
Rekursschrift verfassen. Möglicherweise sind
kantonale Rekursinstanzen bei der Entgegen-
nähme primitiv abgefasster Rechtsschriften
noch einigermassen tolerant. Höchst intolerant
— teils von Gesetzes wegen, teils durch die
Praxis — ist das Bundesgericht. Im Staats-
rechtlichen Rekurs muss nämlich die Beschwer-
deschrlft neben den wesentlichen Tatsachen
auch eine Darlegung darüber enthalten, welche
verfassungsmässigen Rechte, beziehungsweise

welche Rechtssätze und inwiefern diese durch
den angefochtenen Erlass oder Entscheid ver-
letzt worden, sind (OG Art. 90, Abs. 1 b). Infolge
des notorischen Formalismus' des Bundesge-
richtes bedeutet diese Bestimmung ein Massen-
grab selbst für jene Beschwerdeschriften, die
von Rechtsanwälten verfasst wurden. Die Re-
vision dieser folgenschweren Vorschrift hätte
durch das Parlament im Zusammenhang mit
dem Ausbau der Verwaltungsgerichtsbarkeit im
Bunde erfolgen können; leider wurde diese Ge-
iegenheit versäumt.
Aus diesen Ausführungen ergibt sich unser
Abstand von den Mindestanforderungen der
Menschenrechtskonvention. Die Verhältnisse
sind aber tatsächlich noch wesentlich schlim-
mer, wenn sie ohne diesen Bezug näher be-
trachtet werden. Selbst im verwaltungsinternen
Rekursverfahren kann ein Anwalt nur mit gros-
ser Energie aufkommen gegen ein Dossier, in
dem behördliche Führungsberichte, vertrauliche
Informationen und Denunziationen mit Kiloge-
wicht gewogen werden, die Einvernahmen des
Betroffenen aber auf wenigen Blättern zu lesen
sind, ohne dass von einem eigentlichen kontra-
diktorischen Verfahren die Rede sein könnte.
Was soll zum Beispiel im Kanton Zürich der
Rekurs an den Bezirksrat für einen Sinn haben,
wenn diese Instanz überhaupt keine Erhebun-
gen durchführt? Die Wiederholung des Ent-
scheides der Vorinstanz bedeutet Leerlauf, un-
nötige Verlängerung des Verfahrens und Ko-
sten, selbst wenn diese vom Staat getragen
werden. Was nützt schliesslich eine Internie-
rung von arbeitsscheuen und asozialen Perso-
nen, wenn denselben In der Anstalt keine be-
rufliche Ausbildung zuteil wird? Nicht nur ver-
fahrensréchtlich sind die administrativ Versorg-
ten und durch vormundschaftiiche Anordnung
internierten Personen schiechter gestellt als
Verbrecher, sondern auch im Vollzug des Ein-
Weisungsbeschlusses. Die Insassen der Straf-
anstalt Regensdorf haben vielfältige Möglich-
keiten der beruflichen Ausbildung oder Weiter-
bildung. In einer Anstalt wie zum Beispiel dem
stadtzürcherischen Männerheim «Zur Weid»,
Rossau, werden zum Teil auch jüngere Man-
ner versorgt, denen in beruflicher Hinsicht nicht
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das Geringste geboten wird. Wenn ein Versorg-
ter die lnternierungszeit von ein bis zwei Jah-
ren nur mit hauswirtschaftiiohen und landwirt-
schaftlichen Hilfsarbeiten zubringen muss, wird
er bestimmt noch die letzten Reste beruflichen
Könnens verlieren, über die er zur Zeit der
Einweisung vielleicht noch verfügte,
Angesichts unseres Ungenügens gegenüber
dem in der Menschenrechtskonvention normier-
ten Mindeststandard der administrativ oder vor-
mundschaftlich Festgenommenen und Verwahr-
ten beantragt der Bundesrat einen Vorbehalt.
Vor der Anerkennung der Gerichtsbarkeit des
Europäischen Gerichtshofs fand im schwedi-
sehen Parlament eine Debatte statt über Fälle
administrativer Verwahrung, die gegen Art. 5

der Menschenrechtskonvention verstiessen.
Gleichwohl hat Schweden in diesem Punkt
keinen Vorbehalt angebracht. Die in Entwick-
lung begriffenen Menschenrechte bilden ein Ri-
siko, das der schwedische Staat mit allen Kon-
Sequenzen selbst angesichts der Internationa-
len Gerichtsbarkeit bejaht. Dieser fortschrittli-
chen Haltung gegenüber erscheint der bundes-
rätliche Antrag zu einem Vorbehalt von Grei-
senhand geschrieben Dr. G. H.

Die Frau von gestern und von
morgen
Referat von Frau Prof. Dr. Hedi Fritz-Niggli, ge-
halten an der 75-Jahrfeier des Frauenstimm-
rechtsvereins Zürich, am 10. November 1968

Ich möchte Ihnen sehr herzlich für die Ehre
danken, an Ihrem grossen Festtag sprechen
zu dürfen. Sie feiern heute einen Tag der Erin-
nerung an die Gründung des Frauenstimm-
rechtsvereins, der Erinnerung an Arbeit, Ge-
nugtuung und Enttäuschung.
Als ich die Geschichte dieser 75 Jahre Bestre-
bungen von Frauen durchblätterte, war ich er-
staunt und beeindruckt von der Arbeit und
auch von dem Mut dieser Frauen, die jeder
Enttäuschung zum Trotze sich stets auf dem
Boden des Rechtes bewegten, nichts über-

stürzten und nichts übereilten. Viel ist mit
scheinbar kleinem Erfolg getan worden, und
eine grosse Energie wurde eingesetzt, die in

andern Belangen soviel Produktives hätte lei-
sten können. Der Wirkungsgrad dieser Kraft-
anstrengung war ein denkbar schlechter, ver-
zeihen Sie mir diesen technisch-physikalischen
Ausdruck. Und doch ist auf manchen Neben-
geleisen ausserordentlich Nützliches geleistet
worden. Selbst wenn auch das grosse Ziel
noch nicht erreicht wurde, bedeuten die Jahre
der Arbeit und der Enttäuschung keineswegs
nur Negatives. Anscheinend Nutzloses wird, wie
in der Forschung, später einmal von Nutzen
sein. Am 10. November 1893 wurde in Zürich
der Schweizerische Verein für Frauenbildungs-
reform gegründet, und zwar mit dem Ziele, die
Frauenbildung in beruflicher, intellektueller und
sozialer Beziehung zu heben und alle darauf
beruhenden Arbeitsgebiete der Frauen zu er-
weitern, sowie u. a. den Frauen noch verschlos-
sene Bildungsanstalten zu öffnen. In einer Sit-
zung vom 10. Dezember erstrebte man zunächst
einmal die Zulassung der Mädchen zum Kna-
ben-Gymnasium, sowie das zu Rate ziehen von
Frauen im öffentlichen Erziehungs- und Ge-
sundheitswesen. Die erste Präsidentin war Frau
Emma Boos-Jegher, der bis zur jetzigen Prä-
sidentin Frau Julia Heussi vierzehn Präsident-
schatten folgen sollten. Der Verein beschäftigte
sich mit vielen Vorhaben, zum Beispiel mit der
Zulassung der Frauen zur Advokatur, also zum
Recht der Fürsprache, zur Frage weiblicher
Geschworener und Beisitzender in Strafrechts-
fragen usw. Auch Fragen der Erziehung und
des Berufes nahm sich der Verein an und ver-
focht so unter anderem 1901 die Forderung
«gleicher Maximallohn auf Grund gleicher Lei-
stungen» zu Gunsten der weiblichen Postan-
gestellten.
Der ausgezeichneten Festschrift ihrer verdien-
ten Redaktorin, Frau Dr. Benz, werden Sie ailes
Wesentliche über die Geschichte Ihres Vereins
entnehmen. Uns interessieren nun vornehmlich
die Bestrebungen um das Recht, vollberechtig-
te Schweizerbürger zu werden. Erst im Jahre
1909 wurde dem Verein die zusätzliche Be-
Zeichnung «Stimmrechtsverein» beigelegt, aber
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